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Alte DGB-Zentrale besetzt

Gaucks Doktrin von der Militarisierung der Außenpolitik erobert die Hochschulen.  
In Halle (Saale) sitzt ein besonders eifriger Vertreter. Von Karl Pekovic

Göttinger Aktivisten fordern Raum für Flüchtlinge und Studierende

Bundespräsident Joachim 
Gauck wirbt seit einigen Jah-
ren für eine »Kultur des En-

gagements«. Deutschland müsse 
seine internationale Verantwortung 
wahrnehmen, das heißt: auch militä-
risch. Über dieses Projekt einer neuen 
deutschen Außenpolitik ist sich das 
Establishment einig. Der Diskurs wird 
in verschiedenste gesellschaftliche 
Bereiche getragen, um die Öffentlich-
keit von der Legitimität militärischer 
Interventionen zu überzeugen. Auf der 
50. Sicherheitskonferenz in München 
fragte Gauck in der Eröffnungsrede 
rhetorisch: »Ist es nicht an der Zeit, 
dass die Hochschulen mehr anbie-
ten als eine Handvoll Lehrstühle für 
die Analyse deutscher Außenpolitik? 
Muss nicht auch die Sicherheitsfor-
schung gestärkt werden?«

Sicherheitsforschung hört sich zu-
nächst nett an, gemeint ist aber mili-
tärische Forschung. Aufgrund der Un-
terfinanzierung der Hochschulen sind 
diese gezwungen, Drittmittel einzu-
werben, die inzwischen die Hälfte der 
finanziellen Ausstattung ausmachen. 
Unter den derzeitigen Verhältnissen ist 
die Wissenschaftsfreiheit eine Freiheit 
des Geldes, und davon haben Militär 
und Rüstungsindustrie genügend. 2013 
erhielten 26 staatliche Hochschulen 
Drittmittel in Höhe von 4,8 Millionen 
Euro allein vom Verteidigungsministe-
rium, wie aus einer kleinen Anfrage 
der Grünen im Bundestag hervorgeht.

An der Martin-Luther-Universität 
in Halle (Saale) gibt es einen eifri-
gen Verfechter der Gauckschen Auf-
rüstungsdoktrin. Professor Johannes 
Varwick hat seit 2013 den Lehrstuhl 
für Internationale Beziehungen und 
europäische Politik inne. Bei seiner 
Antrittsvorlesung zitierte er just den 
Bundespräsidenten und stellte direkt 
klar, dass er den Auftrag Gaucks, also 
die Stärkung der sogenannten Sicher-
heitsforschung, vorantreiben werde. 
Varwick bezeichnet sich selbst als Teil 
der »sicherheitspolitischen Communi-
ty«. Durch diese Offenheit und Trans-
parenz stellt Varwick eine Ausnahme 
dar. Im Internet erfährt man, dass Var-
wicks Forschung unter anderem durch 
die NATO, das Verteidigungsministe-
rium und militärpolitische Thinktanks 
finanziert wurde. Varwick ist auch 
Mitglied des »Arbeitskreises Sozial-
wissenschaften und Militär«. Hier tre-
ten Wissenschaft und Militär in direk-
ten Austausch.

Seit einigen Jahren erstarkt nun 
eine Bewegung für die Zivilklausel. 
26  Hochschulen haben sich bereits 
die Selbstverpflichtung auferlegt, For-
schung und Lehre auf friedliche und 
zivile Zwecken auszurichten und mi-
litärische Forschung zu verbieten. An 
der Universität in Halle (Saale) gibt 
es keine Zivilklausel in der Grundord-
nung, nur eine abgeschwächte Formu-
lierung im Leitbild der Uni – ohne ver-
bindlichen Charakter. »Prinzipiell« sei 
es aber möglich, dass die Klausel auch 
noch in die Statuten der Uni aufgenom-
men werde, teilte der Uni-Rektor Udo 
Sträter 2012 gegenüber dem halleschen 
Hochschulmagazin mit. »Wir setzen 
uns für eine militärfreie Hochschule 
ein«, erklärte Anne Geschonneck, Mit-
glied des Arbeitskreises Zivilklausel 
in Halle (Saale). Dafür sei die Klausel 
ein wichtiger Schritt, könne aber nicht 
das Ende der Fahnenstange sein. »Oft 
ist gar nicht bekannt, ob es militärische 
Forschung an den Hochschulen gibt, 

weil das geheimgehalten wird«, so Ge-
schonneck. Die Bundesregierung hat 
2014 die Beantwortung einer kleinen 
Anfrage der Linksfraktion bezüglich 
Kooperationen von Hochschulen mit 
dem Verteidigungsministerium und 
der Rüstungsindustrie abgelehnt, weil 
eine Veröffentlichung den Sicherheits-
interessen der BRD entgegenstehe.

Diese Intransparenz macht es auf 
der einen Seite fast unmöglich, kon-
krete Forschungsvorhaben zu skanda-
lisieren, und andererseits kann eine Zi-
vilklausel dadurch umgangen werden. 
Ende 2013 ist nach Recherchen des 
NDR und der Süddeutschen Zeitung 
bekanntgeworden, dass an mehreren 
Hochschulen, die sich friedlicher Wis-
senschaft verschrieben hatten, den-
noch militärisch geforscht wird. Für 
Geschonneck ist daher klar: »Die Ein-
führung einer Zivilklausel muss Hand 
in Hand mit einer Transparenzklausel 
gehen. Ansonsten ist sie ein zahnloser 
Tiger.«

Aus den Fenstern des ehema-
ligen DGB-Hauses in der 
Göttinger Innenstadt hängen 

Fahnen und Transparente. Vor dem 
vierstöckigen Gebäude haben Aktivi-
sten einen Infostand aufgebaut, andere 
drücken Passanten Flugblätter in die 
Hände. Mehrere Dutzend Menschen 
hatten das seit 2009 leerstehende Haus 
am Donnerstag besetzt. Und zwar, wie 
eine Frau am Stand betont, »um lange 
hier zu bleiben«.

»Angesichts des akuten Mangels an 
bezahlbarem Wohnraum, der unhalt-
baren Zustände im Erstaufnahmelager 
in Friedland und geplanten Massen-
unterbringungen von Geflüchteten in 
Turnhallen, ist der jahrelange Leer-
stand des Gebäudes weder zu recht-
fertigen noch weiter hinzunehmen«, 
heißt es in einer Pressemitteilung der 
Initiative »Our House«. Mit der Be-
setzung werde ein »Raum für solida-
risches Leben und Wohnen für Flücht-

linge und andere Menschen« geöff-
net. Zur »jahrelang verfehlten Woh-
nungspolitik«, die erheblich zu der 
Bestandsreduzierung von günstigem 
Wohnraum beigetragen habe, wollen 
die Besetzerinnen und Besetzer einen 
Kontrapunkt setzen.

»Hier könnten praktisch sofort Ge-
flüchtete oder Studierende einziehen«, 
sagt einer der Besetzer. Das Haus ver-
füge über knapp 30 Räume. Es gebe 
sanitäre Anlagen, Strom und Heizung. 
»Nur warmes Wasser läuft im Moment 
nicht«. Das Gebäude gehört der in Ber-
lin ansässigen Gewerkschaftsholding 
Vermögensverwaltungs- und Treuhand 
GmbH (VTG). »Our House« hat die 
Firma und den DGB nach eigenen An-
gaben gleich über die Besetzung infor-
miert. DGB-Regionsgeschäftsführer 
Lothar Hanisch war noch am Don-
nerstag nachmittag vor Ort. An eine 
Anzeige oder Räumung werde derzeit 
nicht gedacht, sagte er.

Die Wohnungsnot in Göttingen ist 
groß. Rund 6.000 Erstsemester sind 
zum Wintersemester neu in die Stadt 
gekommen, die Kommune muss in den 
nächsten Wochen 100 Flüchtlinge un-
terbringen. Auch deshalb haben sich 
inzwischen zahlreiche Initiativen mit 
der Besetzung solidarisiert. So begrüßt 
die »Basisdemokratische Linke« die 
Aktion als »wegweisende Initiative im 
Kampf gegen Wohnungsnot und Ver-
schärfungen der Asylgesetzgebung«. 
Die studentische Wohnrauminitiative 
nahm den Hauseigentümer aufs Korn: 
»Der DGB verwendet den Slogan ›Re-
fugees Welcome!‹ bisher vorwiegend 
als leere Worthülse – jetzt hat er die 
Möglichkeit, sie mit Inhalten zu fül-
len.« Die Grüne Jugend warnt vor ei-
ner Kriminalisierung der Besetzung. 
»Eine gewaltsame Räumung durch die 
Polizei wäre angesichts der aktuellen 
Wohnraumnot ein verheerendes Zei-
chen«, sagte ein Sprecher. Reimar Paul

Spionageprozess  
eingestellt
Koblenz. Ein Verfahren gegen 
drei mutmaßliche Mitarbeiter 
des türkischen Geheimdienstes 
ist am Donnerstag vor dem 
Oberlandesgericht Koblenz 
eingestellt worden. Der mutmaß-
liche Führungsoffizier des Agen-
tentrios und enge Vertraute des 
türkischen Präsidenten Recep 
Tayyip Erdogan, Muhammed 
Taha G., muss aber aufgrund der 
Einstellung nach Paragraph 153 
der Strafprozessordnung (»Abse-
hen von der Verfolgung bei Ge-
ringfügigkeit«) 70.000 Euro an 
die Staatskasse zahlen. Die drei 
im Dezember 2014 verhafteten 
Männer wurden nach abgehörten 
Telefonaten beschuldigt, Gegner 
der türkischen Regierung in kur-
dischen und alevitischen Verbän-
den sowie die Fethullah-Gülen-
Gemeinde in Deutschland aus-
spioniert zu haben. Hintergrund 
des Prozessausgangs ist wohl die 
Annäherung der Bundesregie-
rung an Erdogan, der syrische 
Flüchtlinge an der Weiterreise 
nach Europa hindern soll.  (nib)

An der Hallenser Universität wirbt die »sicherheitspolitische Community« offensiv für militärische Forschung
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Bild stellt Griechen-
Premier zur Rede – 
Warum lassen Sie 

Flüchtlinge ertrinken, 
Herr Tsipras? 
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Deutschlands größter Boule-
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